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entsorgung herne  AöR 

Öffentliche Bekanntmachung 
Satzung 

über die Gebühren für die 
Straßenreinigung  

in der Stadt Herne vom 15.12.2016 
 
Die Anstalt des öffentlichen Rechts „entsorgung herne“, nachfolgend Anstalt genannt, hat durch 
Beschluss des Verwaltungsrates vom 15.12.2016 aufgrund 
 
� der §§ 7 und 114 a Abs. 3 und 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV NRW S. 496) 

� der §§ 3 bis 5 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG NRW) vom 
18.12.1975 (GV NRW S. 706/SGV NRW 2061), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.10.2016 
(GV NRW S. 868) 

� der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) 
vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
08.09.2015 (GV NRW S. 666) und 

� § 2 Abs. 4 der Unternehmenssatzung der Stadt über die Anstalt des öffentlichen Rechts 
„entsorgung herne“ vom 03.12.2014 

 
folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 
Gebührensätze 

1) Bei einer einmaligen wöchentlichen Reinigung der Fahrbahn beträgt die Benutzungsgebühr für die 
das Grundstück erschließende Straße jährlich je Meter Grundstücksseite 4,17 €. 

 
2) Wird mehrmals wöchentlich gereinigt, vervielfacht sich die Benutzungsgebühr entsprechend. 
 
3) Für die Straßen, in denen ein Winterdienst durchgeführt wird (Streustufe 1), beträgt die Gebühr 

0,41 € jährlich je Meter Grundstücksseite für die das Grundstück erschließende Straße. Die 
Winterdienstgebühr wird zusätzlich zur Reinigungsgebühr nach Absatz 1 erhoben. 

 
§ 2 

Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Satzung der Anstalt des öffentlichen Rechts entsorgung herne „Satzung über die 
Gebühren für die Straßenreinigung in der Stadt Herne“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)  gegen diese Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Verwaltungsratsvorsitzende hat den Beschluss des Verwaltungsrates der Anstalt vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Anstalt des öffentlichen Rechts entsorgung 
herne vorher gerügt und dabei die verletzte Vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Herne, 15.12.2016 
Dr. Klee               Tschöke 
Verwaltungsratsvorsitzender             Vorstand entsorgung herne AöR 
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entsorgung herne  AöR 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Vierte Satzung  
zur Änderung der Gebührensatzung  

über die Abfallentsorgung in der Stadt Herne 
(Abfallgebührensatzung) 

vom 15.12.2016 
 
Die Anstalt des öffentlichen Rechts „entsorgung herne“, nachfolgend Anstalt genannt, hat durch 
Beschluss des Verwaltungsrates vom 15.12.2016 aufgrund 
 
• der §§ 7 Abs. 1, 114 a Abs. 3 und 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW .S. 666), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV NRW S. 496), 
 
• des § 9 Abs. 1 und 2 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW) vom 
21.06.1988 (GV NRW S. 250), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 25.10.2016 (GV 
NRW S. 868), 
 
• der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21.10.1969 (GV NRW S. 712 / SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
08.09.2015 (GV NRW S. 666), 
 
• der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Herne (Abfallsatzung) vom 13.12.2012 in der 
jeweils geltenden Fassung und 
 
• des § 2 Abs. 4 der Unternehmenssatzung der Stadt über die Anstalt des öffentlichen Rechts 
„entsorgung herne“ vom 03.12.2014  
 
folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 

Die Gebührensatzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Herne (Abfallgebührensatzung) vom 
13.12.2012, zuletzt geändert durch 3. Änderungssatzung vom 03.12.2015, wird wie folgt geändert: 
 
§ 6 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 
(2)  Die Jahresgrundgebühr der Restabfallbehälter beträgt: 
 

Behältergröße 
Grundgebühr 
Restabfall/a 

80 l 70,64 € 
120 l 100,91 € 
240 l 121,10 € 
660 l 353,20 € 

1.100 l 504,57 € 
 
§ 6 Abs. 3 erhält folgende neue Fassung: 
(3) Die Jahresleistungsgebühr für die 7-tägliche Restabfallsammlung beträgt: 
    

Behältergröße 
Leistungsgebühr 

Restabfall/a 
80 l 161,84 € 

120 l 242,76 € 
240 l 485,51 € 
660 l 1.335,16 € 

1.100 l 2.225,26 € 
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Ist eine häufigere Leerung der Restabfallbehälter erforderlich als vorstehend beschrieben, so erhöht 
sich die Jahresleistungsgebühr um ein entsprechend Vielfaches. 
Sie reduziert sich bei einer 14-täglichen Restabfallsammlung um die Hälfte, bei einer vier-
wöchentlichen Restabfallsammlung auf ein Viertel der vorgenannten linearen Leistungsgebühren. Die 
Beträge werden jeweils auf volle Cent aufgerundet. 
 
§ 6 Abs. 4 erhält folgende neue Fassung: 
(4)  Die Jahresleistungsgebühr für die 14-tägliche Bioabfallsammlung beträgt: 
    

Behältergröße 
Leistungsgebühr 

Bioabfall/a 
80 l 29,05 € 

120 l 43,57 € 
240 l 87,15 € 
660 l 239,66 € 

    
§ 7 Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 
(2) Im Falle der Inanspruchnahme der Abfuhr von gewerblichen Siedlungsabfällen zur Beseitigung 
betragen die Sondergebühren: 
 

a) bei Nutzung von Abroll- oder Absetzcontainern je Abfuhr 107,00 € zzgl. Entsorgungskosten 
von 140,00 €/t Abfall 
 
b) bei Nutzung von 2,5 cbm Umleerbehältern je Leerung 104,00 € 
 
c) bei Nutzung von 5,0 cbm Umleerbehältern je Leerung 176,00 €. 

 
 
§ 7 Abs. 5 erhält folgende neue Fassung: 
(5) Die Sondergebühren bei befristeter Gestellung von Restabfall- und Bioabfallbehältern betragen: 
  

Behältergrößen 
Gebühr  

je Leerung 
Restabfall 

Gebühr  
je Leerung 
Bioabfall 

Bereitstellungs- 
gebühr 

80 l 3,11 € 1,12 € 23,00 € 
120 l 4,67 € 1,68 € 23,00 € 
240 l 9,34 € 3,35 € 23,00 € 
660 l 25,67 € 9,22 € 32,00 € 

1.100 l 42,79 € -/- 32,00 € 
 

 
Artikel 2 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende Satzung der Anstalt des öffentlichen Rechts entsorgung herne „Vierte Satzung zur 
Änderung der Gebührensatzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Herne 
(Abfallgebührensatzung)“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)  gegen diese Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
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c) der Verwaltungsratsvorsitzende hat den Beschluss des Verwaltungsrates der Anstalt vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Anstalt des öffentlichen Rechts entsorgung 
herne vorher gerügt und dabei die verletzte Vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

Herne, 15.12.2016 

Dr. Klee               Tschöke 
Verwaltungsratsvorsitzender             Vorstand entsorgung herne AöR 

 

 

 
Bekanntmachung der Vertretungsregelung für die eigenbetriebsähnliche 
Einrichtung Gebäudemanagement Herne (GMH) 
 
Gemäß § 7 Abs. 5 und 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 
14. Juli 1994 (SGV. NRW. 2023) in Verbindung mit der Verordnung über die öffentliche 
Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (BekanntmVO) vom 26. August 1999 (SGV. NRW. 
2023) und § 23 Abs. 1 der Hauptsatzung der Stadt Herne vom 07. Dezember 2016 wird die folgende 
Vertretungsregelung im Sinne von § 3 Absatz 2 der Eigenbetriebsverordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (EigVO NRW) vom 16. November 2004  (SGV. NRW. 641) und § 9 Absatz 2 bis 4 der 
Betriebssatzung der Stadt Herne für die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Gebäudemanagement 
Herne (GMH) vom 8. April 2002 in der zurzeit geltenden Fassung öffentlich bekannt gemacht: 
 
Die Vertretungsberechtigung von Herrn Thomas Bruns als Betriebsleiter für die eigenbetriebsähnliche 
Einrichtung Gebäudemanagement Herne endet mit Ablauf des 31. Dezember 2016. 
 
Die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Gebäudemanagement Herne wird in der Zeit vom 1. Januar 
2017 bis 31. Dezember 2017 durch Frau Dipl.-Ing. Karla Fürtges, M.Sc. als Betriebsleiterin in dem 
durch die Betriebssatzung der Stadt Herne für die eigenbetriebsähnliche Einrichtung 
Gebäudemanagement Herne vom 8. April 2002 bestimmten Umfang vertreten. 
 
Sie zeichnet wie folgt: 
In allen Angelegenheiten, die ihr zur Entscheidung übertragen sind, unter dem Namen 
 
Gebäudemanagement Herne 
(ohne Zusatz), 
 
in allen übrigen Angelegenheiten unter dem Namen 
 
Stadt Herne 
Der Oberbürgermeister 
Gebäudemanagement Herne. 
 
Zur Vertretung der Betriebsleitung der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung Gebäudemanagement 
Herne wird Frau Dipl.-Ing. Annette Dahms bevollmächtigt. Die Vollmacht umfasst die Vertretung der 
Betriebsleitung in dem vorstehend bezeichneten Umfang. 
Sie zeichnet in diesen Angelegenheiten stets „In Vertretung“, in allen übrigen Angelegenheiten „Im 
Auftrag“. 
 
Herne, den 20.12.2016 
 
Gebäudemanagement Herne 
Thomas Bruns, Betriebsleiter 
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Gebührensatzung 
zur Satzung über die Entwässerung der Grundstücke 

und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage 
- Entwässerungssatzung - der 

Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen Rechts 
vom 16.12.2016 

- Entwässerungsgebührensatzung - 
 

 
Der Verwaltungsrat der Stadtentwässerung Herne Anstalt öffentlichen Rechts hat in seiner 
Sitzung am 16. Dezember 2016 aufgrund  
 

- der §§ 7, 8, 9 und 114a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, 
S.666), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. 
2015, S. 496), in der jeweils geltenden Fassung, 

- § 2 Abs. 3 i.V.m. § 6 Abs. 3 Ziff. 1 der Unternehmenssatzung der 
Stadtentwässerung Herne Anstalt öffentlichen Rechts vom 15.12.2010 

- der § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), 
zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 08.09.2015 (GV. NRW. 2015, S. 
666), in der jeweils geltenden Fassung, 

- des § 54 des Landeswassergesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25.6.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.), in der jeweils geltenden Fassung sowie 

- des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes zum Abwasser-
abgabengesetz vom 08.07.2016 (AbwAG NRW) (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.) 

 
die folgende Satzung beschlossen: 
 

 
§ 1 

Benutzungsgebühren 
 

(1)  Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasseranlage werden nach §§ 4  Abs. 
2, 6 KAG NRW und § 54 LWG NRW Abwassergebühren (Benutzungs- gebühren) zur 
Deckung der Kosten i.S.d. § 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der  Verbandslasten nach § 7 
KAG NRW erhoben. 
 
(2)  Benutzungsgebühren werden ferner erhoben für die unmittelbare Einleitung von 
 Abwässern (Schmutzwasser, Niederschlagswasser und unterirdisch anfallendes 
 Wasser) in Anlagen und Einrichtungen, die nicht von der Stadtentwässerung Herne 
 Anstalt des öffentlichen Rechts selbst, sondern von der Emschergenossenschaft 
(EG)  für die Entwässerung des Herner Stadtgebietes betrieben werden, wenn der jeweilige 
 Einleiter hierfür nicht unmittelbar von der EG zu Verbandsbeiträgen oder Abgaben 
 herangezogen wird. 
 
(3)  Die Schmutzwasser- und die Regenwassergebühr sind grundstücksbezogene 
 Benutzungsgebühren und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 
 KAG NRW). 
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§ 2 
Gebühren für die Einleitung von Schmutz- und 

Niederschlagswasser 
 

(1)  Es werden getrennte Abwassergebühren für die Beseitigung von Schmutz- und 
 Niederschlagswasser erhoben. 
 
(2)  Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwassermaßstab (§ 3). 
 
(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf der Grundlage der Quadratmeter 
 der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Fläche auf den 
 angeschlossenen Grundstücken, von denen Niederschlagswasser abflusswirksam in 
 die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann (§ 4). 
 
 

§ 3 
Schmutzwassergebühren 

 
(1)  Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und 
 gewerblichen  Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage von den 
 angeschlossenen Grundstücken zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der 
 Kubikmeter (m³) Schmutzwasser. 
 
(2)  Als Schmutzwassermenge gilt die für ein Jahr aus der öffentlichen 

Wasserversorgungsanlage  bezogene Frischwassermenge (§ 3 Abs. 3) und die aus 
privaten  Wasserversorgungsanlagen (z. B. privaten Brunnen, 
Regenwassernutzungsanlagen)  gewonnene Wassermenge (§ 3 Abs. 4), 
abzüglich der auf dem Grundstück  nachweisbar verbrauchten und zurückgehaltenen 
Wassermengen, die nicht in die gemeindliche Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 
3 Abs. 5). 

 
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch Wasserzähler 
 ermittelt. Bei dem aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser 
 gilt eine im Vorjahr oder vorletzten Jahr durch Wasserzähler gemessene 
 Wassermenge als Verbrauchsmenge. Findet die Feststellung des Jahresverbrauchs 
 bis zum 31.08. des Vorjahres statt, ist diese Menge zu Grunde zu legen, bei einem 
 Feststellungszeitpunkt in den Monaten September bis Dezember ist auf die 
 Feststellung des vorletzten Jahres zurückzugreifen. 
 
(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z. B. privaten 
 Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den 
 Mengennachweis durch einen auf seine Kosten eingebauten und ordnungsgemäß 
 funktionierenden Wasserzähler zu führen. Den Nachweis über den ordnungsgemäß 
 funktionierenden Wasserzähler obliegt dem Gebührenpflichtigen. Ist dem 
 Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist 
 die Gemeinde berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu 
 schätzen (z. B. auf der Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis 
 festgelegten Entnahmemengen oder auf der Grundlage der Pumpleistung sowie 
 Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der statistischen 
 Verbräuche im Gemeindegebiet). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der 
 Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert. Für den Bezugszeitraum gelten § 3 
 Abs.3 S. 2 und 3 entsprechend. 
 
(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück 
 anderweitig verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. 
 Wasserschwundmengen) abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentlichen Kanal 
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 zugeführt werden. Der Nachweis der Wasserschwundmengen obliegt den 
 Gebührenpflichtigen. Der Gebührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den 
 Nachweis durch eine auf seine Kosten eingebaute, ordnungsgemäß funktionierende 
 und geeignete Messeinrichtung zu führen: 
 
 Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 
 Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, die in regelmäßigen 
 Abständen kalibriert werden müssen. Die Kalibrierung ist nach den Hersteller-
 Angaben durchzuführen und der Gemeinde nachzuweisen, um die ordnungsgemäße 
 Funktion der Abwasser-Messeinrichtung zu dokumentieren. Wird dieser Nachweis 
 nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt. 
 
 Nr. 2: Wasserzähler 
 Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch nicht 
 möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis durch 
 einen auf seine Kosten eingebauten,ordnungsgemäß funktionierenden und geeichten            
 Wasserzähler zu führen. Der Wasserzähler muss alle 6 Jahre gemäß den §§ 12 bis 
 14 i.V.m. dem Anhang B Nr. 6.1 der Bundes- Eichordnung durch einen neuen, 
 geeichten Wasserzähler ersetzt werden. Der Nachweis über die ordnungsgemäße 
 Funktion sowie Eichung des Wasserzählers obliegt dem Gebührenpflichtigen. Wird 
 dieser Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht 
 statt.    
 

 Die Inbetriebnahme der Messeinrichtung ist anzuzeigen und wird durch die 
Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen Rechts kontrolliert. Die 
Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen Rechts behält sich vor, den Einbau 
und Betrieb sowie die Zählerstände jederzeit zu prüfen.  

 
 Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 
 Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der 
 Wasserschwundmengen technisch nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht 
 zumutbar, so hat der Gebührenpflichtige den Nachweis durch nachprüfbare 
 Unterlagen zu führen. Aus diesen Unterlagen muss sich insbesondere ergeben, aus 
 welchen nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der gemeindlichen 
 Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese Wassermengen 
 sind. Die nachprüfbaren Unterlagen müssen geeignet sein, der Gemeinde eine 
 zuverlässige Schätzung der auf dem Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen 
 zu ermöglichen. Sind die nachprüfbaren Unterlagen unschlüssig und/oder nicht 
 nachvollziehbar, werden die geltend gemachten Wasserschwundmengen nicht 
 anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige durch ein spezielles Gutachtens bezogen 
 auf seine Wasserschwundmengen den Nachweis erbringen will, hat er die 
 gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom zeitlichen 
 Ablauf vorher mit der Gemeinde abzustimmen. Die Kosten für das Gutachten trägt 
 der  Gebührenpflichtige. 
 
(6) Stehen zum Zeitpunkt der Veranlagung abgelesene Jahresverbräuche gemäß § 3 
 Abs. 3 nicht zur Verfügung wird die der Veranlagung zu Grunde zu legende 
 Wassermenge geschätzt. Dies gilt insbesondere für Fälle, in denen neu errichtete 
 Gebäude erstmals einer Nutzung zugeführt werden, bei nachweislich defekten 
 Messeinrichtung und bei auf Dauer angelegten Nutzungsänderungen, bei denen 
 glaubhaft gemacht wird, dass die Schmutzwassermenge um mehr als 20 % oder 
 mindestens 10.000 cbm unter der des sonst maßgeblichen Ablesezeitraums liegt. Bei 
 der Schätzung werden bekannte, ggf. auch unterjährig festgestellte Verbräuche und 
 die glaubhaft gemachten Angaben der/des Gebührenpflichtigen berücksichtigt. In 
 Zweifelsfällen wird für Mehrfamilienhäuser und gemischt genutzte Gebäude pro 
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 Wohneinheit eine Wassermenge von 100 cbm/Jahr, pro Gewerbebetrieb je 
 Arbeitnehmer 13 cbm/Jahr und pro Einfamilienhaus 150 cbm/Jahr in Ansatz gebracht.  
 
 

§ 4 
Niederschlagswassergebühren 

 
(1) Die Benutzungsgebühr für die Einleitung von Niederschlagswasser der ange-
 schlossenen Grundstücksflächen bemisst sich nach der bebauten, überbauten 
 und/oder befestigten Grundstücksfläche, von der Niederschlagswasser unmittelbar 
 oder mittelbar in die öffentliche Abwasseranlage gelangt. Berechnungseinheit für die 
 Niederschlagswassergebühr ist ein Quadratmeter (qm) der angeschlossenen 
 Grundstücksfläche, wobei die angeschlossene Gesamtgrundstücksfläche auf volle 
 Quadratmeter in der Berechnung abzurunden ist. 
 
(2) Die anzurechnende bebaute, überbaute und/oder befestigte Grundstücksfläche wird 
 in Abhängigkeit von der Art der Versiegelung wie folgt festgesetzt: 
 
 a)  Asphalt, Beton, Kunststoff, Kunststein   100 % 
  Betonpflaster, Groß- und Kleinpflaster 
   aus Natursteinen, Plattenbelägen u.ä. 
 
 
 b) wassergebundene Decken, Ascheflächen,   50 % 
  Rasengittersteine, wasserdurchlässige 
  Pflasterflächen u.ä. 
 
 c) Schotterrasen, Rasen u.ä.       0 % 
 
 d) begrünte Dächer       50 % 
 
(3) Als Grundstück im Sinne der Satzung gelten auch Straßen, Wege und Plätze, bei 
 denen die Stadt nicht Straßenbaulastträger ist. 
 
(4) Werden Rückhalteanlagen oder Anlagen zur Versickerung, gegebenenfalls in 
 Verbindung mit einer Rückhalteanlage betrieben und haben diese Anlagen einen 
 Überlauf zu den öffentlichen Abwasseranlagen, so wird die für die Berechnung der 
 Abwassergebühr festgestellte bebaute und befestigte Fläche, von der das 
 Oberflächenwasser in die Anlage gelangt, um 50 von Hundert vermindert. Vorausset-
 zung ist ein Stauvolumen von mindestens 25 l je 1 qm angeschlossener Fläche in der 
 Anlage zur Versickerung bzw. zum Auffangen des Niederschlagswassers. Das 
 Niederschlagswasser ist dauerhaft in diese Anlage einzuleiten. 
 
 

§ 5 
Gebührensätze 

 
(1) Die Benutzungsgebühr für die Entwässerung der Grundstücke beträgt, sofern sich 
 aus Abs. 2 und 3 nichts anderes ergibt: 
 
 a) für Schmutzwasser 
  im Sinne des § 3   2,26 €/cbm 
 
 b) für Niederschlagswasser 
  im Sinne des § 4  1,28 €/qm/Jahr 
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(2) Die Benutzungsgebühr für die Entwässerung von Grundstücken der Mitglieder der 
 EG, die in die städtische Abwasseranlage einleiten, beträgt: 
 
 
 a) für Schmutzwasser 
  im Sinne des § 3   1,24 €/cbm 
 
 b) für Niederschlagswasser 
  im Sinne des § 4  0,59 €/qm/Jahr 
 
 
(3) Die Benutzungsgebühr für die unmittelbare Einleitung in Anlagen und Einrichtungen 
 der EG (§ 1 Abs. 2) beträgt für Nichtmitglieder des Abwasserverbandes: 
 
 a) für Schmutzwasser 
  im Sinne des § 3  1,22 €/cbm 
 
 b) für Niederschlagswasser 
  im Sinne des § 4  0,76 €/qm/Jahr 
 
 

§ 6 
Entstehung und Beendigung der 
Schmutzwassergebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt in den Fällen des § 3 mit dem 1. des Monats, der auf den 
 Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt. Erhebungszeitraum 
 ist das Kalenderjahr und bei Entstehung der Gebührenpflicht während eines 
 Kalenderjahres der Rest des Jahres. 
 
(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anschluss an die 
 Abwasseranlage weggefallen ist. 
 
 

§ 7 
Entstehung und Beendigung der 

Niederschlagswassergebührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Monats nach Beginn der Benutzung der 
 Abwasseranlage. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr und bei Entstehung der 
 Gebührenpflicht während des Kalenderjahres der Rest des Jahres. 
 
(2) Ändern sich die Grundlagen für die Bemessung der Gebühr, so mindert oder erhöht 
 sich die Gebühr vom 1. des Monats an, der der Änderung folgt. 
 
(3) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anschluss des 
 Grundstücks wegfällt. 
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§ 8 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist 
 

a) der Eigentümer, und zwar bei Benutzungsgebühren gem. § 2 der Eigentümer 
 des angeschlossenen Grundstücks, bei Gebühren gem. § 5 Abs. 3 der 
 Eigentümer des Grundstücks, dessen Abwasser in die  Anlage geführt wird, 

 
 b) wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, der Erbbauberechtigte, 
 
 c) der Nießbraucher und sonstige zur Nutzung des Grundstücks dinglich  
  Berechtigte 
 
 d) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung.   
 
(2) Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner 
 
(3) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Eigentümer von Beginn des Monats 
 an gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung folgt. Für sonstige 
 Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend. 
 
(4) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Errechnung der Gebühren erforderlichen 
 Auskünfte zu erteilen, insbesondere sind in den Fällen des § 4 (2) b),c) und d) die 
 entsprechenden Flächengrößen differenziert anzugeben, falls die jeweilige 
 anzurechnende befestigte Grundstücksfläche auf 50 % oder 0 % ermäßigt werden 
 soll. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der Stadtentwässerung Herne Anstalt                   
 des öffentlichen Rechts das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen 
 festzustellen oder zu überprüfen. 
 
(5) Die Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen Rechts kann verlangen, dass 
 der Gebührenpflichtige einen Lageplan im Maßstab 1:250 in zweifacher                   
 Ausfertigung einreicht, aus dem sämtliche bebauten,überbauten und/oder befestigten  
           Flächen hervorgehen, von denen Niederschlagswasser direkt oder indirekt in die 
           Abwasseranlage gelangt.         
 
 Die Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen Rechts kann die eingereichten 
 Lagepläne auf ihre Richtigkeit prüfen. Soweit es aufgrund dieser Prüfung oder aus 
 anderen Gründen erforderlich ist, kann die Stadtentwässerung Herne Anstalt des 
 öffentlichen Rechts die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. 
 
(6) Bei Grundstücken, für die keine bzw. keine prüffähigen Angaben der 
 Gebührenpflichtigen vorliegen, wird die bebaute, überbaute und/oder befestigte 
 Fläche von der Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen Rechts anhand 
 evtl. vorhandener Unterlagen oder im Wege der Schätzung ermittelt. 
 
(7) Wird die bebaute, überbaute und/oder befestigte Grundstücksfläche verändert, so hat 
 der Gebührenpflichtige die Größe der neuen Fläche binnen einen Monats nach 
 Fertigstellung der Anlage der Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen 
 Rechts in Schriftform anzuzeigen. 
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§ 9 
Veranlagung und Fälligkeit der Gebühr 

 
(1) Die Gebühr wird durch Gebührenbescheid festgesetzt. Sie kann zusammen mit 
 anderen Abgaben in einem Bescheid angefordert werden. 
 
(2) Die Gebühr wird zu je einem Viertel ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 
 15. August und 15. November fällig. Auf Antrag des Gebührenschuldners kann die 
 Gebühr abweichend von Satz 1 am 1. Juli in einem Jahresbetrag entrichtet werden. 
 Der Antrag muss spätestens bis zum 30. September des vorangehenden 
 Kalenderjahres gestellt werden. Die beantragte Zahlungsweise bleibt so lange 
 maßgebend, bis ihre Änderung beantragt wird; die Änderung muss spätestens bis 
 zum 30. September des vorangehenden Kalenderjahres beantragt werden. 
 
 Bei Entstehung der Gebührenpflicht innerhalb des Jahres und bei Nachforderungen 
 für zurückliegende Zeiträume wird die Gebühr einen Monat nach Zugang des 
 Gebührenbescheides fällig.  
  
(3) Die Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen Rechts ist berechtigt, sich bei 
 der Durchführung ihrer Aufgaben Verwaltungshelfern zu bedienen. Insbesondere ist 
 sie berechtigt, sich bei der Vollstreckung offener Forderungen der Stadt Herne als 
 Verwaltungshelferin zu bedienen.  
 
(4) Für die Vorauszahlungen, die Abrechnung über die Vorauszahlungen und die 
 Nachentrichtung der Gebühr gelten die Vorschriften des Grundsteuergesetzes. 
 

 
§ 10 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 
 a) entgegen § 3 Absatz 2 seiner Verpflichtung zum Einbau und zur Unterhaltung 
  von Mess- oder Zähleinrichtungen nicht nachkommt, 
 
 b) entgegen § 8 Absatz 3, 4 und 6 seiner Auskunftspflicht nicht oder nicht  
  rechtzeitig nachkommt oder den Beauftragten der Stadtentwässerung Herne 
  Anstalt des öffentlichen Rechts nicht den Zutritt zu den Grundstückengewährt. 
 
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider besseres Wissen unrichtige Angaben macht 
 oder unrichtige Pläne oder Unterlagen vorlegt, um einen nach dieser Satzung vorge-
 sehenen Verwaltungsakt zu erwirken oder zu verhindern. 
 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000 € geahndet werden. 
 
 

§ 11 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2017 in Kraft.  
 
 
gez.          gez. 
Friedrichs 
Verwaltungsratsvorsitzender 

 Aßmann 
Schriftführerin 
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BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG 
 
 
(1) Die vorstehende Gebührensatzung zur Satzung über die Entwässerung der 
 Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage - 
 Entwässerungssatzung – der Stadtentwässerung Herne Anstalt des öffentlichen 
 Rechts vom 16.12.2016 - Entwässerungsgebührensatzung – wird hiermit öffentlich 
 bekanntgemacht. 
 
(2) Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 
 Formvorschriften der GO NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
 eines Jahres nach ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
 denn,  
 
 a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes  
  Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
 b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
 c) der Verwaltungsratsvorsitzende hat den Beschluss des  Verwaltungsrats der 
  Anstalt vorher beanstandet oder 
 
 d) der Form-/Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadtentwässerung Herne 
  Anstalt des öffentlichen Rechts vorher gerügt und dabei die verletzte          
  Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

 
Herne, den 16.12.2016  

 
gez. 
Friedrichs 
Verwaltungsratsvorsitzender 

 
 
 

 

Öffentliche Zahlungserinnerung 
Die Zahlungsabwicklung der Stadt Herne als Vollstreckungsbehörde erinnert an die Zahlung der 

im Monat Januar 2017 fällig werdenden Steuern und Abgaben. Bei verspäteter Zahlung 

müssen die gesetzlich vorgeschriebenen Säumniszuschläge berechnet werden. Falls 

Mahnung und ggfs. zwangsweise Einziehung erforderlich werden, entstehen weitere 

Kosten. 

Die Bankverbindungen der Stadt Herne und das anzugebende Kassenzeichen entnehmen 

Sie bitte dem jeweiligen Heranziehungsbescheid. 

Herne, 23.12.2016,       Zahlungsabwicklung als Vollstreckungsbehörde  
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Öffentliche Bekanntmachung 
Bekanntmachungsanordnung des Oberbürgermeisters vom  15.12.2016 zur Aufstellung der 

Änderung Nr. 27 des Landschaftsplanes der Stadt Herne für den Bereich „Landschaftspark um 
die Fortbildungsakademie des Landesinnenministeriums“ – Stadtbezirk Sodingen 

 
Am Rat der Stadt Herne hat in seiner Sitzung am 24.02.2015 folgenden 
Beschluss gefasst: 
Der Rat der Stadt Herne beschließt gemäß § 27 Abs. 1 Landschaftsgesetz die Aufstellung der Änderung Nr. 27 
des Landschaftsplanes für den Bereich 
„Landschaftspark um die Fortbildungsakademie des Landesinnenministeriums“  – Stadtbezirk Sodingen. 
 
Ziel der Planung ist die Erweiterung des Landschaftsschutzgebietes 7.2.2.21 „Landschaftspark um die 
Fortbildungsakademie des Landesinnenministeriums“ im Süden um die öffentlichen Grünflächen und im Norden 
um Flächen, die im Freiflächenkonzept „An der Linde“ enthalten sind. 
 
Die Plangebietsgrenzen sind im Stadtplanausschnitt in etwa dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Änderungsentwurf kann während der Dienststunden (Montag – Donnerstag: 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 
13.30 Uhr bis 15.30 Uhr, Freitag: 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr) im Fachbereich Stadtgrün, Auf dem Stennert 9, 44627 
Herne, Zimmer 113, sowie im Internetauftritt der Stadt Herne (http://landschaftsplanung.herne.eu), Umweltportal, 
eingesehen werden. 
Der Beschluss zur Aufstellung der Landschaftsplanänderung Nr. 27 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Herne, den 15.12.2016           Der Oberbürgermeister, Dr. Dudda 
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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) 
 
Für Ricardo Gonzalez Ruiz, letzte bekannte Anschrift: Elfenstr. 14 , 45888 Gelsenkirchen, 
liegt beim Oberbürgermeister der Stadt Herne, Fachbereich Steuern und 
Zahlungsabwicklung, Freiligrathstraße 12, 44623 Herne, Raum 311, folgendes Schriftstück 
zur Abholung bereit:  
  
  
Mahnung vom 02.12.2016  
Vertragsgegenstandsnummer 50005000112137400001 u. 50005000112137400002 
 
Die Mahnung kann in der vorgenannten Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der Zeit 
von 8:30 bis 12:00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr, und am Freitag in der Zeit von 8:30 bis 
12:00 Uhr in Empfang genommen werden. 
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) in der jeweils geltenden 
Fassung als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Herne, 15.12.2016 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 
 
 
Für  
Herrn Viorel Constantin, * 04.11.1975 in Ors. Patarlagele Jud. Buz, zuletzt wohnhaft 
und gemeldet Corneliusstr. 55, 44653 Herne, derzeit unbekannten Aufenthaltes, liegt bei 
der Stadt Herne, Fachbereich Bürgerdienste, Fahrerlaubnisbehörde, Südstraße 8, 44625 
Herne, Zimmer 6 - 9, folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: 
 

Bescheid vom 20.12.2016, Aktenzeichen 24/4-GO 
 
Dieser Bescheid kann in der vorgenannten Dienststelle  
Montag, Dienstag und Mittwoch in der Zeit von 8:00 bis 15.30 Uhr 
Donnerstag von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und 
Freitag von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
in Empfang genommen werden. 
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) vom 7. März 2006 (SGV. 
NRW. 2010) als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit 
der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Herne, 20.12.2016 
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Öffentliche Zustellung 
 
 
Für  
Herrn Mataj Machac, * 11.07.1990 in Piestany, zuletzt wohnhaft und gemeldet An der 
Kreuzkirche 9, 44623 Herne, derzeit unbekannten Aufenthaltes, liegt bei der Stadt Herne, 
Fachbereich Bürgerdienste, Fahrerlaubnisbehörde, Südstraße 8, 44625 Herne, Zimmer 6 - 9, 
folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: 
 

Bescheid vom 15.12.2016, Aktenzeichen 24/4-Ko 
 
Dieser Bescheid kann in der vorgenannten Dienststelle  
Montag, Dienstag und Mittwoch in der Zeit von 8:00 bis 15.30 Uhr 
Donnerstag von 8:00 Uhr bis 18:00 Uhr und 
Freitag von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
in Empfang genommen werden. 
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) vom 7. März 2006 (SGV. 
NRW. 2010) als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit 
der Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Herne, 15.12.2016 
 
 
 
 
Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) 
 
 
Für Heiko Andres, letzte bekannte Anschrift: Heinrich-Kwiatkowski-Straße 8 , 44309 
Dortmund, liegt beim Oberbürgermeister der Stadt Herne, Fachbereich Steuern und 
Zahlungsabwicklung, Freiligrathstraße 12, 44623 Herne, Raum 315, folgendes Schriftstück 
zur Abholung bereit:  
  
  
 Mahnung vom 02.12.2016  
 Vertragsgegenstandsnummer 50005000110104400001  
 
Die Mahnung kann in der vorgenannten Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der Zeit 
von 8:30 bis 12:00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr, und am Freitag in der Zeit von 8:30 bis 
12:00 Uhr in Empfang genommen werden. 
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) in der jeweils geltenden 
Fassung als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Herne, 23. Dezember 2016 
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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) 
 
 
Für Adler Handel u. Immobilien Management GmbH, letzte bekannte Anschrift: Nordring 
85, 44787 Bochum, liegen beim Oberbürgermeister der Stadt Herne, Fachbereich Steuern 
und Zahlungsabwicklung, Freiligrathstraße 12, 44623 Herne, Raum 315, folgende 
Schriftstücke zur Abholung bereit:  
  
  
 Mahnungen vom 02.12.2016 
 Vertragsgegenstandsnummern  50005000110028380007  
      50005000110028380025 
      50005000110028380026 
      50005000110028380033 
      50005000110028380034 
      50005000110028380036 
      50005000110028380037 
      50005000110028380049 
      
 
Die Mahnungen können in der vorgenannten Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der 
Zeit von 8:30 bis 12:00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr, und am Freitag in der Zeit von 8:30 bis 
12:00 Uhr in Empfang genommen werden. 
 
Die Schriftstücke werden hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) in der jeweils geltenden 
Fassung als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
 
Herne, 23. Dezember 2016 
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Öffentliche Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) 
 
 
Für Mh Germany Property  I S.A.R.L., letzte bekannte Anschrift: Boulevard Prince Henri 9b, 
1724 Luxembourg, liegt beim Oberbürgermeister der Stadt Herne, Fachbereich Steuern und 
Zahlungsabwicklung, Freiligrathstraße 12, 44623 Herne, Raum 315, folgendes Schriftstück 
zur Abholung bereit:  
  
  
 Mahnung vom 02.12.2016  
 Vertragsgegenstandsnummer 50005000114752640004  
 
Die Mahnung kann in der vorgenannten Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der Zeit 
von 8:30 bis 12:00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr, und am Freitag in der Zeit von 8:30 bis 
12:00 Uhr in Empfang genommen werden. 
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, 
dass Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Das 
Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) in der jeweils geltenden 
Fassung als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung beziehungsweise seit der 
Veröffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. 
 
Herne, 23. Dezember 2016 
 
 

Öffentliche Zustellung 

Für Herrn Ciprian Dulca so gemeldet 
Hiddemannstr. 5 
44793 Bochum 
 
liegt bei der Behörde Stadt Herne, Stadt Herne, Fachbereich Öffentliche Ordnung und 
Sport, Bußgeldstelle, Südstr. 8, 44625 Herne, Zimmer 114, folgendes Schriftstück: 
 
Bescheid vom 14.12.2016 
Aktenzeichen 74245390/A0S/0490 
 

zur Abholung bereit. 
 
Dieses Schriftstück kann in der vorgenannten Dienststelle zu den unten genannten 
Sprechzeiten in Empfang genommen werden. 
 
Dieses Schriftstück gilt gem. §§ 1 und 15 des Verwaltungszustellungsgesetzes vom 03.07.52 

(Bundesgesetzblatt I S. 379), zuletzt geändert am 12.09.90 (BGBl. I S. 2002)  nach Ablauf 

von zwei Wochen – gerechnet vom Tag des Aushängens – als zugestellt.  

Durch die Zustellung werden Fristen in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 

drohen. 

Datum: 23.12.2016 
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   Fachbereich  

 Öffentliche Ordnung und Sport 
   
   
Öffentliche Zustellung   Verwaltungsgebäude 
Herrn   Südstr. 10 
Vokál Radek   44623 Herne 
zuletzt wohnhaft   
Otto-Hahn-Str. 4   Zimmer: 3.34. 
50126 Bergheim   Auskunft erteilt:  

 Herr Trompetter 
zurzeit unbekannten Aufenthalts   
   Telefon: 0 23 23/16- 4365 
   Telefax: 0 23 23/16- 12339254 
   Mobil:            
   E-Mail:    Ordnungsamt 

                @herne.de 
   
   Internet: www.herne.de 

 
Ihr/Mein Schreiben vom:       Ihr/Mein Zeichen: 44/4 Tro        2016-12-23 

 
Öffentliche Zustellung gem. § 1 Abs. 1 LZG in Verbindung mit § 10 Abs. 1 Nr. 1 VwZG 
 
Sehr geehrte(r)  Herr Radek , 
 
ich habe am heutigen Tag gegen Sie eine Ordnungsverfügung erlassen. 
Den Bescheid können Sie im Fachbereich  Öffentliche Ordnung und Sport, Südstr. 10, 44623 Herne, 
Zimmer 3.34., zu den üblichen Öffnungszeiten einsehen bzw. entgegennehmen. 
 
Öffnungszeiten: 
Montag              08.30 bis 12.00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr 
Dienstag            08.30 bis 12.00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr 
Mittwoch            08.30 bis 12.00 Uhr 
Donnerstag        08.30 bis 12.00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr 
Freitag               08.30 bis 12.00 Uhr 
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt, mit der Folge, dass Fristen 
in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
Das Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der 
Bekanntmachung, beziehungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung, zwei Wochen 
vergangen sind. 
 
Rechtsgrundlagen 
LZG                   Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen  
                          (Landeszustellungsgesetz) vom 07.03.06 (GV NRW S. 94) zuletzt  
                          geändert am 12.05.09 (GV NRW S. 296) 
VwZG                Verwaltungszustellungsgesetz vom 12.08.05 (BGBI I S. 2354) zuletzt  
                          geändert am  10.10.13 (BGBl. I S. 3786) 

 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Mertens 
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   Fachbereich  

 Öffentliche Ordnung und Sport 
   
   
Öffentliche Zustellung   Verwaltungsgebäude 
Herrn   Berliner Platz 9 
Hudo Jovanovic   44623 Herne 
zuletzt wohnhaft   
Route de Thionville   Zimmer: 2.26 
F-57140 Woippy   Auskunft erteilt:  

 Frau Sander 
zurzeit unbekannten Aufenthalts   
   Telefon: 0 23 23/16- 2638 
   Telefax: 0 23 23/16- 2637 
   Mobil:            
   E-Mail:    Ordnungsamt 

                @herne.de 
   
   Internet: www.herne.de 

 
Ihr/Mein Schreiben vom:       Ihr/Mein Zeichen: 44/1 San 574/15  2016-12-23 

 
Öffentliche Zustellung gem. § 1 Abs. 1 LZG in Verbindung mit § 10 Abs. 1 Nr. 1 VwZG 
 
Sehr geehrte(r)  Herr Jovanovic , 
 
ich habe am heutigen Tag gegen Sie eine Ordnungsverfügung erlassen. 
Den Bescheid können Sie im Fachbereich  Öffentliche Ordnung und Sport, Berliner Platz 9, 44623 
Herne, Zimmer 2.26, zu den üblichen Öffnungszeiten einsehen bzw. entgegennehmen. 
 
Öffnungszeiten: 
Montag              08.30 bis 12.00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr 
Dienstag            08.30 bis 12.00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr 
Mittwoch            08.30 bis 12.00 Uhr 
Donnerstag        08.30 bis 12.00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr 
Freitag               08.30 bis 12.00 Uhr 
 
Das Schriftstück wird hiermit durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt, mit der Folge, dass Fristen 
in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
Das Schriftstück gilt nach §§ 1 und 10 des LZG NRW als zugestellt, wenn seit dem Tag der 
Bekanntmachung, beziehungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrichtigung, zwei Wochen 
vergangen sind. 
 
Rechtsgrundlagen 
LZG                   Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen  
                          (Landeszustellungsgesetz) vom 07.03.06 (GV NRW S. 94) zuletzt  
                          geändert am 12.05.09 (GV NRW S. 296) 
VwZG                Verwaltungszustellungsgesetz vom 12.08.05 (BGBI I S. 2354) zuletzt  
                          geändert am  10.10.13 (BGBl. I S. 3786) 
 
 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Marek 
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                                             Tierseuchenverfügung  
 
                     zur Anordnung der Aufstallung von Geflügel in Risikogebieten  
 
                                                    vom 21.12.2016  
 
Zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung des hochpathogenen aviären 
Influenzavirus (Geflügelpest) wird angeordnet:  
 
I. Alle Halterinnen und Halter von Geflügel in der Stadt Herne haben mit sofortiger Wirkung 
Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten oder 
Gänse (Geflügel) ausschließlich  
 
1. in geschlossenen Ställen oder  
 
2. unter einer Vorrichtung, die aus einer überstehenden, nach oben gegen Einträge 
gesicherten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von Wildvögeln 
gesicherten Seitenbegrenzung bestehen muss (Schutzvorrichtung, Voliere) zu halten. 
 
II. Die sofortige Vollziehung der unter I. getroffenen Anordnung dieser Tierseuchenverfügung 
wird angeordnet.  
 

III. Diese Tierseuchenverfügung gilt mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als 
bekannt-gegeben.  
 

Begründung:  
 
Zu I.  
Seit dem 08.11.2016 werden auch in Deutschland regelmäßig Infektionen von Wildvögeln 
mit hochpathogener Aviärer Influenza vom Subtyp H5N8(HPAIV H5N8) festgestellt. In 
mehreren Bundesländern (Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen) wurde der Erreger mittlerweile auch in Hausflügelbeständen festgestellt. 
Auch in Nordrhein-Westfalen wurde das HPAIV H5N8 seit dem 18.11.2016 bei Wildvögeln 
wiederholt nachgewiesen. Eine Verbreitung des Influenzavirus des Subtyps H5N8 durch 
Wildvögel in diesem Gebiet ist daher wahrscheinlich.  
Am 09. November 2016 hat das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) eine Risikoeinschätzung zum 
Auftreten von HPAIV H5N8 in Deutschland veröffentlicht. In dieser Risikobewertung wird das 
Risiko des Eintrags von Geflügelpest des Subtyps H5N8 in Hausgeflügelbeständen über 
Wildvögel bundesweit als hoch eingeschätzt. Das FLI empfiehlt in seiner Risikoeinschätzung 
u.a. die Umsetzung strenger Biosicherheitsmaßnahmen in Geflügelbetrieben.  
 
Die Kreisordnungsbehörde ist nach § 1 der Verordnung über Zuständigkeiten auf dem 
Gebiet der Tiergesundheit, Tierseuchenbekämpfung und Beseitigung tierischer 
Nebenprodukte sowie zur Übertragung von Ermächtigungen zum Erlass von 
Tierseuchenverordnungen in der Fassung vom 17.03.2016 für den Erlass der 
Tierseuchenverfügung zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung des 
hochpathogenen aviären Influenzavirus (Geflügelpest) in Hausgeflügelbestände zuständig. 
Der Kreis Recklinghausen ist aufgrund öffentlich-rechtlicher Vereinbarung vom 21.06.2012 
gem. § 3 Abs. 2 S. 2, Abs. 5 S. 1 u. 2 GO NRW, §§ 1, 23 ff. GKG auch zuständig für den 
Bereich der Stadt Herne. 
 
Rechtsgrundlage für die unter I. angeordnete Aufstallungspflicht in der Stadt Herne ist § 13 
Absatz 1 und Absatz 2 der Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 8. Mai 2013 (BGBl. I S. 1212), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 29. Juni 
2016 (BGBl. I S. 1564) geändert worden ist. Danach ordnet die zuständige Behörde eine 
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Aufstallung des Geflügels in der erfolgten Art und Weise an, soweit dies auf der Grundlage 
einer Risikobewertung zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung der 
Geflügelpest durch Wildvögel erforderlich ist. Die Anordnung der Aufstallung basiert auf einer 
Risikobewertung nach § 13 Absatz 2 Geflügelpest-Verordnung. Bei der im Wildvogelbestand 
festgestellten aviären Influenza (Typ H5N8) handelt es sich um eine hoch ansteckende und 
anzeigepflichtige Viruserkrankung des Geflügels und anderer Vogelarten, die schnell 
epidemische Ausmaße annehmen und damit Tierverluste und große wirtschaftliche Schäden 
zur Folge haben kann.  
Die Häufung der Verbreitungsfälle von HPAIV H5N8 bei Wildvögeln macht eine neue 
Risikobewertung erforderlich. Nach dem Ausbruch der Geflügelpest in einer Putenhaltung im 
Kreis Soest und aufgrund der anhaltenden Dynamik in der Seuchenentwicklung in der 
Wildvogelpopulation ist es erforderlich, weitere Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 
 
Um einem hohen Risiko des Eintrags der Geflügelpest in Geflügel haltende Betriebe und 
Privat-haltungen durch infizierte Wildvögel so weit wie möglich vorzubeugen, sind Kontakte 
zwischen Wild-vögeln und Hausgeflügel möglichst zu vermeiden. Die wirkungsvollste und 
zugleich erforderliche Maßnahme, um dieses Ziel zu erreichen, ist die Aufstallung des 
Hausgeflügels. Andere, weniger belastende Maßnahmen, die den gleichen Schutzzweck 
erreichen, sind nicht erkennbar. 
Die Maßnahme wurde unter Berücksichtigung des mir eingeräumten Ermessens sowie des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften getroffen. 
Andere – ggf. mildere – Möglichkeiten, die Tierseuche schnell und wirksam einzudämmen, 
sind nicht ersichtlich. Aus diesem Grund wurde die Aufstallung des Geflügels für die Stadt 
Herne angeordnet.  
 
Zu II. 
Gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der VwGO wurde unter III. die sofortige Vollziehung der 
Maßnahme angeordnet. Eine Klage gegen diese Tierseuchenverfügung hat damit keine 
aufschiebende Wirkung. Ein besonderes öffentliches Interesse für die Anordnung der 
sofortigen Vollziehung ist hier gegeben, weil durch eine Einschleppung der hochpathogenen 
aviären Influenza durch Wildvögel in Hausgeflügelbestände die Gefahr von 
tiergesundheitlichen wie auch von wirtschaftlichen Schäden erheblich wäre und deshalb 
sofort zu unterbinden ist. Eine effektive Tierseuchenprävention zum Schutz hoher 
Rechtsgüter erfordert hier ein Zurückstehen der Individualinteressen von betroffenen 
Geflügelhaltern am Eintritt der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs. Das öffentliche 
Interesse an umgehenden Maßnahmen zum Schutz gegen eine Einschleppung und 
Weiterverbreitung der Geflügelpest überwiegt. 
 
Zu III. 
Auf Grundlage der §§ 41 Absatz 4 Satz 4, 43 Absatz 1 VwVfG NRW kann –wie in IV. des 
Tenors erfolgt- als Zeitpunkt der Bekanntgabe einer Allgemeinverfügung der auf die 
Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. Damit wird die Tierseuchenverfügung 
einen Tag nach Bekanntgabe wirksam.  

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Tierseuchenverfügung kann innerhalb eines Monats nach Zustellung 
Widerspruch erhoben werden Der Widerspruch ist gegen den Kreis Recklinghausen, 
vertreten durch den Landrat, Fachdienst 39 – Veterinärwesen und Lebensmittelüberwachung 
–, Kurt-Schumacher-Allee 1, 45657 Recklinghausen zu richten. Er ist entweder schriftlich zu 
erheben oder zur Niederschrift zu erklären. Es besteht ferner die Möglichkeit, den 
Widerspruch in elektronischer Form mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem 
Signaturgesetz an das elektronische Postfach des Fachdienstes 39 – Veterinärwesen und 
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Lebensmittelüberwachung – des Kreises Recklinghausen an die Adresse fd39@kreis-re.de 
zu übersenden.  

Die Frist wird auch durch Einlegung bei dem Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz NRW, Abteilung 8, Leibnizstr. 10, 45659  Recklinghausen, gewahrt. 

Hinweis: Weitere Informationen bezüglich der elektronischen Kommunikation finden Sie auf 
der Homepage des Kreises Recklinghausen (www.kreis-re.de) unter Impressum/Absatz: 
Übermittlung elektronischer Dokumente.  
 
Der Widerspruch gegen die Ordnungsverfügung hat keine aufschiebende Wirkung. 
 
Auf Ihren Antrag hin kann das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen, Bahnhofsvorplatz 3 in 
45879 Gelsenkirchen, die aufschiebende Wirkung anordnen. Dieser Antrag ist beim 
Verwaltungsgericht schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle zu erklären oder in elektronischer Form an die elektronische Poststelle des 
Verwaltungsgerichts Gelsenkirchen zu senden. 
 
Hinweise für die Erhebung der Klage in elektronischer Form (vgl. Verordnung über 
den elektronischen Rechtsverkehr bei den bei den Verwaltungsgerichten und den 
Finanzgerichten im Lande NRW, GV.NRW.2012, S. 547 ff.): 
Für die elektronische Übermittlung müssen Sie auf Ihrem Rechner das Programm 
„Elektronisches Gericht- und Verwaltungspostfach“ installieren, welches Sie auf der 
Internetseite www.egvp.de kostenlos herunterladen können. 
 
Die Internetseite erhält zudem ausführliche Informationen zu den weiteren technischen 
Voraussetzungen. Die elektronischen Dokumente sind mit einer qualifizierten elektronischen 
Signatur zu versehen. 
 
Hinweise: 
 
In begründeten Einzelfällen kann die zuständige Behörde auf Antrag Ausnahmen von der  
angeordneten Aufstallung genehmigen, wenn die Voraussetzungen nach § 13 Absatz 3 
Geflügelpest-Verordnung vorliegen und die Einhaltung der Anforderungen in § 13 Absatz  
4 bis 7 Geflügelpest-Verordnung sichergestellt ist.  
Wer gegen die Aufstallungsanordnung vorsätzlich oder fahrlässig verstößt, verwirklicht den 
Bußgeldtatbestand des § 64 Nummer 17 Geflügelpest-Verordnung, was nach § 32 Absatz 2 
Nummer 4 Buchstabe a und Absatz 3 des Tiergesundheitsgesetzes mit einer Geldbuße bis 
zu dreißigtausend Euro geahndet werden kann.  
Diese Allgemeinverfügung kann auf der Internetseite der Stadt Herne abgerufen werden 
(www.herne.de).  
 
Im Auftrag 
 
 

Dr. Siegfried Gerwert 

(Amtstierarzt des Kreises Recklinghausen) 
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Die vorstehende Tierseuchenverordnung zur Anordnung der Aufstallung von Geflügel in 
Risikogebieten vom 21.12.2016 des Kreises Recklinghausen als der nach § 23 Abs.2 Satz1 
des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit vom 01.10.1979 (SGV. NRW. 202) 
i.V.m. der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen dem Kreis Recklinghausen und der 
Stadt Herne zur Übernahme von Aufgaben des Veterinärwesens und der 
Lebensmittelüberwachung durch den Kreis Recklinghausen vom 21.06.2012 für die Stadt 
Herne in diesem Wirkungsbereich zuständigen Ordnungsbehörde gebe ich hiermit 
nachrichtlich bekannt. 

Die Verfügung ist durch die Öffentliche Bekanntmachung Nr. 396/2016  des Kreises 
Recklinghausen vom 21.12.2016 bekanntgegeben worden. 

 

Im Auftrag 

 

Chudziak 

Stadtrat 

 


